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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Hart an der Grenze  
VENEZUELA SCHÜRT KONFLIKT MIT KOLUMBIEN 

Das Verhältnis zwischen Kolumbien 
und Venezuela während der letzten 
Jahrzehnte ist wahrlich ein interessan-
tes und des Öfteren spannungsreiches 
Nebeneinander und weniger ein Mitei-
nander. War vor 15 Jahren Venezuela 
aufgrund des Ölbooms noch in einer Art 
Goldgräberstimmung mit bis heute zwi-
schen 5,5 und 6 Millionen kolumbiani-
schen Einwanderern, ändert sich in den 
letzten Jahren zunehmend die Wande-
rungsrichtung; immer mehr Menschen 
aus der Mittelschicht Venezuelas versu-
chen das Land z.B. in Richtung Panama, 
USA oder auch Kolumbien zu verlassen.  

Die grüne Grenze zwischen Kolumbien und 
Venezuela war vor allem seit Beginn der Ära 
Chávez in immer stärkerem Maße ein Tum-
melplatz von Schmugglerbanden und Dro-
genhändlern, der kolumbianischen FARC, 
Paramilitärs und korrupten venezolanischen 
Generälen und Militärangehörigen. Und 
schon Hugo Chávez hat in unregelmäßigen 
Abständen den rhetorischen Konflikt mit Ko-
lumbien gesucht, um von problematischen 
Entwicklungen im eigenen Land abzulenken. 
Vor allem mit dem kolumbianischen Präsi-
denten Álvaro Uribe hatte er bis 2010 einen 
Gegenspieler, der dann auch regelmäßig so 
reagierte wie es Chávez wohl erwartete und 
wollte - hart und immer bereit für ein krie-
gerisches Wortscharmützel. 

An diese Vorfälle aus der Vergangenheit 
dachte im Juli 2015 in Bogotá wohl nie-
mand, als Nicolás Maduro, rhetorisch und 
politisch weit weniger raffiniert als sein Vor-
gänger Hugo Chávez, einen alten Grenz- 
und Territorialstreit mit dem kleinen östli-
chen Nachbarland Guayana wieder aufleben 
ließ. Die Kommentatoren und Politiker in 

Bogotá waren froh, dass die „Nebelkerzen-
aktion“ Maduros dieses Mal nicht sie, son-
dern einen anderen Nachbarn traf. In den 
Oppositionskreisen in Caracas ging man mit 
Blick auf die Parlamentswahlen am 6. De-
zember ebenfalls von einem Ablenkungs-
manöver der venezolanischen Regierung 
aus. Mit großem Aufwand versuchte Maduro 
einen Konflikt mit Guayana zu inszenieren, 
dabei war es der politische Übervater 
Chávez selbst, der seinerzeit Guayana freie 
Hand bei der Entwicklung der umstrittenen 
Grenzregion gab. Im Gegensatz zu Kolum-
bien verbindet die meisten Venezolaner ein 
recht unemotionales Verhältnis mit dem 
Nachbarland Guayana, weshalb das Schüren 
nationalistischer Gefühle nicht zündete. 

Maduro nutzt die Fotos von ausgewie-
senen Kolumbianern für den Wahl-
kampf 

Auch international traf der Fall Guayana 
wohl nicht auf die Reaktion, die Maduro sich 
erwartet hatte. Die Aufregung verpuffte re-
lativ schnell. Und so kam es dann am 19. 
August 2015 in der venezolanischen Grenz-
stadt San Antonio zu einem Vorfall, der Ko-
lumbien wieder in den Vordergrund rücken 
sollte. Drei venezolanische Soldaten und ein 
Zivilist wurden verletzt, als Unbekannte auf 
Motorrädern auf sie schossen. Maduro 
machte sofort kolumbianische Paramilitärs 
für den Angriff im Grenzgebiet verantwort-
lich. Am 21. August rief der venezolanische 
Präsident in sechs Grenzgemeinden des 
Gliedstaates Táchira1 den Ausnahmezustand 
aus und schickte ca. 5000 Soldaten der ve-
nezolanischen Nationalgarde in die Grenzre-

                                                   

1 Betroffen sind die Gemeinden Bolívar, Ureña, Junín, Li-
bertad, Independencia und Rafael Urdaneta 
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gion – dies sei notwendig „im Kampf gegen 
Paramilitärs und Kriminelle, gegen Schmug-
gel, Drogenhandel und Entführungen“2. Für 
60 Tage erhält der chavistische Gouverneur 
von Táchira, José Vielma Mora, die Aufgabe, 
das Dekret umzusetzen. Dazu zählen u.a. 
die Inspektion verdächtiger Wohnviertel, 
das Verbot von Menschenansammlungen 
oder die Kontrolle sämtlicher Waren- und 
Personentransporte. Der verhängte Aus-
nahmezustand schränkt somit diverse 
Grundrechte empfindlich ein. In dem ent-
sprechenden Amtsblatt ist die Möglichkeit 
einer Verlängerung des Ausnahmezustands 
um weitere 60 Tage vorgesehen, so dass 
nicht nur der Zeitraum vor, sondern auch 
nach den Wahlen betroffen ist. Da die regie-
rende Vereinte Sozialistische Partei Vene-
zuelas (PSUV) in dem Gliedstaat Táchira 
derzeit sehr unpopulär ist, hat die Regie-
rung durch den verhängten Ausnahmezu-
stand den wenig überraschenden Nebenef-
fekt erzeugt, den Wahlkampf der Opposition 
behindern oder sogar kurzfristig die Wahlen 
in den betroffenen Wahlkreisen aussetzen 
zu können.   

Am 28. August verhängte Nicolás Maduro 
den Ausnahmezustand in weiteren vier Ge-
meinden Táchiras3. Am 7. September folg-
ten drei Grenzgemeinden des Gliedstaates 
Zulia.4 Die verschiedenen Gemeinden wur-
den in drei „Sondergrenzregionen“ einge-
teilt, in denen die Grenzübergänge seither 
geschlossen sind. Bisher konnte  die Grenze 
schon nur tagsüber passiert werden, und 
nun ist jeglicher legaler Grenzverkehr in den 
betroffenen Grenzposten untersagt.  

Besonders die drei Gliedstaaten Zúlia, 
Táchira und Apure leben großenteils von 
dem legalen und illegalen Handel mit den 
kolumbianischen Nachbarn. Die Schließung 
der Grenze hat zur Folge, dass das wirt-
schaftliche Leben auf beiden Seiten der 
Grenze zunehmend zum Erliegen kommt. 
Maduros Anliegen, den Schmuggel mit billi-
gen – weil preisregulierten – Waren von Ve-

                                                   

2 Maduro anuncia el cierre del paso fronterizo con Colom-
bia en el estado de Zulia 
http://www.elmundo.es/internacional/2015/09/08/55ee65
a5ca4741201e8b456d.html 
3 Lobatera, Panamericano, García de Hevia y Ayacucho 
4 Guajira, Mara y Almirante Padilla 

nezuela nach Kolumbien zu verhindern, 
dürfte nur mäßig erfolgreich sein. Laut Au-
genzeugenberichten passieren nach wie vor 
zahlreiche schwer beladene Lastwagen die 
Grenze gen Kolumbien. Es ist ein offenes 
Geheimnis, dass das venezolanische Militär 
und die Nationalgarde in dem illegalen 
Grenzhandel verstrickt sein sollen. Entspre-
chend aussichtslos kann eine effektive Be-
kämpfung des Schmuggels betrachtet wer-
den.  

Kolumbianer werden zu Sündenböcken 
einer hausgemachten Krise erklärt 

Maduro verband seine Aktionen mit einem 
Schritt, der angesichts der Flüchtlingswellen 
in Europa, dem Nahen Osten und Afrika 
auch für die Medien elektrisierend wirkte. Er 
wies bis heute ca. 1500 Kolumbianer aus 
Venezuela aus. Armselige Behausungen von 
Kolumbianern wurden von Soldaten mit ei-
nem „D“ für „Demolición“, zu Deutsch Ab-
riss, gekennzeichnet. Kurz darauf erfolgte 
die Zerstörung der Hütten mit schwerem 
Gerät. Es erfolgten zahlreiche Hausdurchsu-
chungen mit ebenso vielen legalen wie ille-
galen Konfiszierungen. 8000 weitere kolum-
bianische Staatsbürger ergriffen aus Angst 
vor Repressalien die Flucht. Die öffentlich-
keitswirksamen Fotos, die zeigen, wie Män-
ner und Frauen mit Koffern, Baumaterial 
und anderen Habseligkeiten den Grenzfluss 
Táchira durchwaten, fand man in vielen Me-
dien Lateinamerikas aber auch anderer Län-
der auf den Titelseiten.  

Im Ergebnis gibt es ihn nun wieder, den 
rhetorischen Konflikt zwischen Kolumbien 
und Venezuela, mit dem Maduro von den 
existentiellen Problemen des eigenen Lan-
des – wie galoppierender Inflation und Ver-
sorgungsnotstand – ablenken und Wahl-
kampf für die Parlamentswahl im Dezember 
mit dem Thema „Kolumbien“ betreiben 
kann. Es bleibt abzuwarten, ob ein signifi-
kanter Anteil venezolanischer Wähler die 
perfide Argumentation Maduros abkauft, 
nach der die kolumbianischen Mitbürger und 
eine angebliche „Aggression“ des Nachbar-
landes für die Krise in Venezuela verant-
wortlich seien. Erstens wird der Schmuggel 
mit fehlenden Waren weitergehen, denn da-
für sind die Gewinnmargen zu hoch, die 
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Korruption zu verbreitet und die Grenze zu 
unkontrollierbar. Zweitens ist die Unterver-
sorgung mit Nahrungsmitteln und anderen 
Produkten des täglichen Bedarfs nur in Tei-
len auf den Schmuggel und vielmehr auf 
den niedrigen Ölpreis und ein allgemein 
zum Scheitern verurteiltes Wirtschaftsmo-
dell zurückzuführen, das durch unsinnige 
Anreize (z.B. die Benzinpreispolitik) und 
Ineffizienz geprägt ist.  

Streitigkeiten mit Venezuela in einem 
für Kolumbien ungeschickten Moment 

Für Kolumbien und vor allem den kolumbia-
nischen Präsidenten Juan Manuel Santos ist 
diese Entwicklung alles andere als passend. 
So befindet sich der Verhandlungsprozess in 
Havanna mit der Guerillaorganisation FARC 
zur Beendigung des nunmehr 50-jährigen 
bewaffneten Konflikts in Kolumbien in einer 
entscheidenden Phase. Manche sagen sogar 
auf der Zielgeraden. Da ist ein, wenn auch 
nur rhetorischer, Konflikt mit dem Nachbar-
land Venezuela, eines der für den Friedens-
prozess wichtigen Nachbarländer und bis 
heute Rückzugsland für wichtige FARC-
Größen, alles andere als förderlich. Dazu 
kommt, dass auch in Kolumbien im Oktober 
dieses Jahres landesweit Länder- und Ge-
meindewahlen stattfinden. 

Diese Rahmenbedingungen waren wohl der 
Grund dafür, dass der kolumbianische Prä-
sident Santos zunächst kaum auf die vene-
zolanischen Provokationen reagierte. Zwar 
verhandelte die kolumbianische Außenmi-
nisterin María Angela Holguín mit ihrer ve-
nezolanischen Kollegin Delcy Rodríguez, 
aber von Santos waren außer Sätzen wie 
„die Vertreibungen aus Venezuela sind völlig 
unakzeptabel“5 bzw. „die venezolanischen 
Probleme sind hausgemacht und nicht von 
Kolumbien oder anderen Teilen der Welt 
verursacht“6, nichts zu hören. Anders die 
Reaktionen seines innenpolitischen Gegners, 
dem ehemaligen Präsidenten Álvaro Uribe. 

                                                   

5 Santos califica como “inaceptable”, el maltrato a colom-
bianos en Venezuela. En Noticias Caracol. Disponible en: 
http://www.noticiascaracol.com/colombia/santos-califica-
como-inaceptable-el-maltrato-colombianos-en-venezuela 
6 Los problemas en Venezuela son hechos en Venezuela, 
no en Colombia. En El Tiempo. Disponible en: 
http://m.eltiempo.com/politica/gobierno/los-problemas-
en-venezuela-son-hechos-en-venezuela-no-en-
colombia/16291495/1 

Er reiste mit seinen Kandidaten für die Re-
gionalwahlen sofort in das Grenzgebiet und 
verglich die Ausweisungen mit dem Holo-
caust.7 Im Ergebnis dürfte Präsident Santos 
in den Grenzgebieten wohl kein so gutes 
Ergebnis bei den Regionalwahlen einfahren. 

Parallel zu den innenpolitischen Entwicklun-
gen in Kolumbien gab es aber auch heiß 
laufende Drähte auf internationaler Ebene 
mit der UNO, UNASUR und der OAS. Beide 
Länder versuchten und versuchen natürlich 
ihre eigenen Interessen durchzusetzen bzw. 
für diese zu werben. Und auch hier agierte 
Präsident Santos zunächst nicht gerade 
glücklich. Eine von Kolumbien beantragte 
Sondersitzung der OAS wurde abgelehnt. 
Offenbar hatte es Kolumbien im Vorfeld ver-
säumt, in seinem Sinne Lobbyarbeit zu be-
treiben. In den kommenden Tagen will sich 
die UNASUR mit der Angelegenheit befas-
sen.  

Konflikt dient zur Einschränkung von 
Grundrechten vor den Wahlen 

Der venezolanische Staatspräsident goss 
derweil weiter Öl ins Feuer, indem er Santos 
vorwarf, er würde den angeblichen Aufrufen 
kolumbianischer Zeitungen zu einem Putsch 
in Venezuela nichts entgegensetzen. Wäh-
rend eines Staatsbesuches in Vietnam legte 
er nach, dass er die Dialogbereitschaft Ko-
lumbiens teile, es jedoch er sei, der die 
Konditionen für einen ebensolchen bestim-
me. Eine ähnliche widersprüchliche Argu-
mentation und Vorgehensweise hat Maduro 
bereits im Konflikt mit Guayana oder mit 
Bezug auf die Verhängung von Sanktionen 
gegen hochrangige Staatsbedienstete Vene-
zuelas durch US-Präsident Obama ange-
wendet: Mit dem Vorwurf, Opfer äußerer 
Aggressionen zu sein, werden innenpoliti-
sche Maßnahmen durchgeführt, die in erster 
Linie das Beschneiden von Freiheitsrechten 
mit sich bringen und den Aktionsradius der 
Opposition einschränken. So haben sich – 
vermutlich aus Angst – noch keine oppositi-
onellen Bürgermeister in Táchira zu den ak-

                                                   

7 Uribe compara deportación de colombianos por Venezue-
la con holocausto judío. Disponible en: 
http://www.eluniversal.com/nacional-y-
politica/150824/uribe-compara-deportacion-de-
colombianos-por-venezuela-con-holocausto- 
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tuellen Grenzstreitigkeiten öffentlich geäu-
ßert.  

Laut Demoskopen droht der regierenden 
PSUV eine Niederlage bei den bevorstehen-
den Parlamentswahlen. Angesichts der 
schwersten Wirtschaftskrise des Landes und 
sinkenden Umfragewerten steht Maduro 
auch innerhalb der PSUV enorm unter 
Druck. Eine Niederlage bei den Parlaments-
wahlen könnte nicht nur für die PSUV, son-
dern vor allem für ihn zu einem großen 
Problem werden, auch wenn sein Mandat als 
Staatspräsident erst 2019 endet. Umso 
mehr scheint ein wahltaktisches Manöver 
als wahrer Grund für einen Konflikt mit dem 
Nachbarland Kolumbien wahrscheinlich. 
Denn ähnlich wie in Deutschland werden die 
Abgeordneten per Direktwahl und per „Lan-
desliste“ gewählt, mit dem Unterschied, 
dass die Wahlkreise verschieden groß sind. 
Aufgrund der Verteilung der Wahlklientel 
und der Wahlkreiszuschneidung muss die 
PSUV nicht die Mehrheit der Stimmen errin-
gen, um die Mehrheit im Parlament zu er-
zielen. Es ist durchaus denkbar, dass die 
Stimmen aus Táchira am Ende der Oppositi-
on fehlen könnten, sollten dort angesichts 
der Umstände die Wahlen ausgesetzt bzw. 
verschoben werden.   

Wie geht es weiter? 

Die Angelegenheit hat sich inzwischen so 
sehr im Sinne von Maduro hochgeschaukelt, 
dass wohl kaum vor den venezolanischen 
Wahlen mit einer Beruhigung zu rechnen 
ist. Die Region ist beiderseitig kaum kon-
trollierbar und zu unübersichtlich, als dass 
man die Situation nicht zu politischen Zwe-
cken missbrauchen könnte – wie es Maduro 
vormacht. Der am Anfang stehende Überfall 
auf die venezolanischen Polizisten in San 
Antonio ist wohl das Ergebnis zwischen riva-
lisierenden venezolanischen kriminellen 
Banden, aber der Vorwurf an Kolumbien, 
nichts gegen den Schmuggel im Grenzge-
biet zu tun, trifft wohl zu. Zu sehr profitiert 
Kolumbien von dem Schmuggel mit venezo-
lanischem Benzin. Fährt  man durch die 
wüstenartige Halbinsel Guajira im Norden 
Kolumbiens, so trifft man nicht auf  Polizei, 
wohl aber auf viele Ziegen und sieht eine 
Unzahl von geschmuggelten Benzinkanis-

tern an den kleinen Holzhäusern quer durch 
das ganze Bundesland. Wohl auch deshalb 
gibt es kaum normale Tankstellen in der 
Guajira. 

Das Beispiel von Guajira ist nur eines von 
vielen, die die Entwicklungen in Kolumbien 
verdeutlichen, nachdem sich der Staat aus 
Regionen zurückgezogen hat und das 
Machtvakuum von kriminellen Banden, der 
FARC, Paramilitärs oder von korrupten Lo-
kalpolitikern ausgenutzt worden ist. Nicht 
zuletzt deshalb sind nach einem evtl. Frie-
densschluss mit der FARC, wichtige Reform-
projekte in den Bereichen Bildung, Verwal-
tung und Dezentralisierung notwendig. 

Was das weitere politische Agieren seitens 
des kolumbianischen Staates im Grenzkon-
flikt betrifft, haben die Entscheidungsträger 
wohl realisiert, dass eine Beruhigung sowohl 
im Sinne einer Problemlösung ist als auch 
verhindern würde, dass Maduro das Thema 
Kolumbien weiterhin im Wahlkampf instru-
mentalisiert. Nicht zuletzt deshalb haben 
sich die Linien von Santos und Uribe in die-
ser Frage kürzlich angenähert – ein sehr 
selten vorkommendes Phänomen. Im Er-
gebnis wird die kolumbianische Seite die 
Thematik wohl auf eine Verhandlungskom-
mission verlagern und auch verbal abrüs-
ten. Nach den venezolanischen Parlaments-
wahlen im Dezember dieses Jahres dürfte 
die Thematik dann versanden. 

Es bleiben die Vertriebenen. Hier ist zu hof-
fen, dass der kolumbianische Staat den 
Menschen hilft, in ihrem alten und neuen 
Heimatland eine neue Existenz aufzubauen 
– angesichts der Erfahrungen mit den Milli-
onen von Binnenvertriebenen in Kolumbien 
sind diesbezüglich jedoch Zweifel erlaubt. 
Und was Venezuela betrifft: Hier ist bei ei-
ner geschätzten Inflationsrate von rund 180 
Prozent im Jahr 2015 und einer erwarteten 
Inflationsrate von über 200 Prozent für 
2016 der Tag des wirtschaftlichen Zusam-
menbruchs wohl nicht mehr weit. Dann 
werden eventuell viele der venezolanischen 
Nachbarn ihren ausgewiesenen kolumbiani-
schen Nachbarn nachfolgen – über den 
Grenzfluss Rio Táchira nach Kolumbien. 

 


